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1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen 
Art. 136* 
1 Die politischen Rechte in Bundessachen stehen allen Schweizerinnen und 
Schweizern zu, die das 18. Altersjahr zurückgelegt haben und die nicht wegen 
Geisteskrankheit oder Geistesschwäche entmündigt sind. Alle haben die glei-
chen politischen Rechte und Pflichten. 
2 Sie können an den Nationalratswahlen und an den Abstimmungen des Bundes 
teilnehmen sowie Volksinitiativen und Referenden in Bundesangelegenheiten 
ergreifen und unterzeichnen. 
1 Tous les Suisses et toutes les Suissesses ayant 18 ans révolus qui ne sont pas interdits pour 
cause de maladie mentale ou de faiblesse d’esprit ont les droits politiques en matière fé-
dérale. Tous ont les mêmes droits et devoirs politiques. 
2 Ils peuvent prendre part à l’élection du Conseil national et aux votations fédérales et 
lancer et signer des initiatives populaires et des demandes de référendum en matière fé-
dérale. 
1 I diritti politici in materia federale spettano a tutte le persone di cittadinanza svizzera che 
hanno compiuto il diciottesimo anno d’età, purché non siano interdette per infermità o 
debolezza mentali. Tutte hanno gli stessi diritti e doveri politici. 
2 Esse possono partecipare alle elezioni del Consiglio nazionale e alle votazioni federali, 
nonché lanciare e firmare iniziative popolari e referendum in materia federale. 
Materialien:  Erläuterungen zu VE 95, 140 f.; Botsch. VE 96, 359 f.; AB N Verfassungsreform 
45 ff., 358; AB S Verfassungsreform 119 f. 
Literatur:  HANGARTNER YVO, Ausländer und schweizerische Demokratie, ZSR 1974 I 121 ff. 
(zit. Ausländer und schweizerische Demokratie); HEUSSER PIERRE, Stimm- und Wahlrecht für 
Ausländerinnen und Ausländer, Diss., Zürich 2001; RYSER-ZWYGART FRANZISKA, Rechts- und 
sozialstaatliche Aspekte der psychiatrischen Betreuung dargestellt am Beispiel des Tessiner Geset-
zes über die sozialpsychiatrische Betreuung vom 26.1.1983, Diss., Bern 1989 (zit. Psychiatrische 
Betreuung); SCHWINGRUBER ANTON, Das Stimmrecht in der Schweiz, Diss., Fribourg 1978. 
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I. Entstehungsgeschichte 
Abs. 1 zieht die beiden ersten Absätze von Art. 74 aBV zusammen; die redaktio-
nellen Änderungen betreffen nur die Einfügung des Begriffs «politische Rech-
te». Ferner werden die verschiedenen Ausschlussgründe vom politischen Stimm-
recht auf den einzigen der Entmündigung nach Art. 66 aBV wegen Geistes-
krankheit oder Geistesschwäche beschränkt. Abs. 2 nennt den Inhalt der politi-
schen Rechte, der sich unter der Herrschaft der aBV aus den verschiedenen ein-
zelnen politischen Rechten ergab (Art. 73 aBV: Nationalratswahlen; Art. 89 
Abs. 2–5, Art. 89bis Abs. 2–3, Art. 120 f. aBV: Abstimmungen über verschiedene 
Referenden und Initiativen sowie die entsprechenden Unterschriftensammlun-
gen). Art. 136 entspricht weitestgehend dem Art. 127 VE 96; die Anpassungen 
waren bloss stilistischer Natur. 
II. Subjektives Stimmrecht (Abs. 1 Satz 1) 
In den Verfassungskommissionen hat man sich geeinigt, in Art. 136 wie auch in 
Art. 34 den Ausdruck «politische Rechte» zu verwenden. Dieser Oberbegriff 
erfasst das Stimmrecht, das aktive und passive Wahlrecht und das Recht, Refe-
renden und Initiativen zu unterzeichnen. Der in der Verfassung nicht verwendete 
Ausdruck «demokratische Rechte» ist damit gleichbedeutend. Der engere Be-
griff «Stimmrecht» stellt nach dem Willen der Kommissions- und Parlaments-
mitglieder lediglich eine terminologische Vereinfachung dar, umfasst aber wei-
terhin sowohl das Stimm- als auch das Wahlrecht (vgl. Prot. VK-N vom 6. Mai 
1998 und Prot. VK-S vom 24. August 1998; vgl. auch AB S Verfassungsreform 
119). Satz 1 nennt abschliessend die Voraussetzungen zur Wahrnehmung der 
politischen Rechte im Bund. Es sind dies 1.) das Schweizer Bürgerrecht, 2.) das 
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vollendete 18. Altersjahr und 3.) keine Entmündigung wegen Geisteskrankheit 
oder Geistesschwäche. 
1. Schweizer Bürgerrecht, Frage des Ausländerstimmrechts 
Zu den stimmberechtigten Schweizer Bürgern gehören auch die schweizerisch-
ausländischen Mehrfachbürger. Die eingebürgerten Ausländer sind mit Rechts-
kraft der Einbürgerung vollumfänglich den Schweizer Bürgern gleichgestellt. 
Eine Wartefrist oder ein Stimmrecht minderen Masses wäre unzulässig. In einem 
Einwanderungsland wie den Vereinigten Staaten kann eine Wartefrist von eini-
gen Jahren für Eingebürgerte sinnvoll (vgl. U.S. Const. art. I sec. 2 cl. 2 [Pas-
sivwahlrecht in das Repräsentantenhaus], U.S. Const. art. I sec. 3 cl. 3 [Passiv-
wahlrecht für den Senat]) oder gar der Ausschluss von nicht in den USA gebore-
nen Kandidaten (Präsidentenamt [U.S. Const. art. II sec. 3 cl. 4]) gerechtfertigt 
sein. Die BV regelt die politischen Rechte auf Bundesebene abschliessend. Da-
nach bleiben die Ausländer nach wie vor nicht stimmberechtigt. Dies kann dann 
zu einem Widerspruch mit dem Gedanken der Demokratie und der politischen 
Gleichheit (Satz 2) führen, wenn in einem Gemeinwesen Ausländer systematisch 
nicht eingebürgert werden und deshalb trotz ihrer definitiven Niederlassung in 
der Schweiz über Generationen hinweg vom politischen Stimmrecht ferngehal-
ten werden (vgl. dazu HANGARTNER, Ausländer und schweizerische Demokratie, 
121–144). Daraus resultiert das Postulat des Ausländerstimmrechts, um hier 
Gleichheit herzustellen. Es könnte nur durch eine Revision des Art. 136 Abs. 1 
eingeführt werden. 
In den Kantonen ist das Ausländerstimmrecht weniger auf kantonaler als viel-
mehr auf Gemeindeebene vorgesehen. Im Kanton Jura ermächtigt die Verfassung 
den Gesetzgeber, das Stimm- und Wahlrecht sowie die übrigen politischen Rech-
te der Ausländer zu umschreiben und zu regeln (Art. 73 KV JU). Nach der ge-
setzlichen Regelung sind Ausländer generell stimmberechtigt, wenn sie seit zehn 
Jahren im Kanton niedergelassen sind, ausgenommen sind Verfassungsmaterien. 
Im Kanton Neuenburg sind die seit mindestens fünf Jahren niedergelassenen 
Ausländer auch in kantonalen Angelegenheiten stimmberechtigt (Art. 37 Abs. 1 
Bst. c KV NE), und die seit mindestens einem Jahr im Kanton niedergelassenen 
Ausländer besitzen das Stimmrecht in kommunalen Angelegenheiten (HAN-
GARTNER/KLEY, Demokratische Rechte, Rz. 101). Die KV AR ermächtigt die 
Gemeinden, Ausländerinnen und Ausländern, die seit zehn Jahren in der 
Schweiz und davon seit fünf Jahren im Kanton wohnen, auf Begehren das 
Stimmrecht zu erteilen (Art. 105 Abs. 2 KV AR); dieselbe Ermächtigung spricht 
ohne diese zeitlichen Limiten auch die Verfassung von Graubünden aus (Art. 9 
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stimmberechtigt, die seit mindestens zehn Jahren mit Bewilligung in der 
Schweiz leben und seit mindestens drei Jahren im Kanton wohnhaft sind 
(Art. 142 Abs. 1 Bst. b KV VD). Im Kanton Freiburg können niederlassungsbe-
rechtigte Ausländer in Gemeindeangelegenheiten stimmen, wenn sie seit fünf 
Jahren im Kanton wohnen (Art. 48 Abs. 1 Bst. b KV FR). In Basel-Stadt können 
die Einwohnergemeinden das Stimmrecht in Gemeindeangelegenheiten «auf 
weitere Einwohner und Einwohnerinnen» ausdehnen (§ 40 Abs. 2 KV BS). Im 
Kanton Genf können ausländische Arbeitgeber und Arbeitnehmer an der subsi-
diär vorgesehenen Wahl der Arbeitsrichter ihrer Berufsgruppe teilnehmen 
(Art. 140 Abs. 5 KV GE). Ausserdem ist in verschiedenen Kantonen das Auslän-
derstimmrecht auch im Bereich der öffentlich-rechtlich organisierten Kirchen 
verwirklicht. 
2. Vollendetes 18. Altersjahr; Frage der Senkung der Altersgrenze 
Die politische Mündigkeit erfolgt zusammen mit der zivilrechtlichen Mündigkeit 
(vgl. Art. 14 Abs. 1 ZGB) im Zeitpunkt der Vollendung des 18. Altersjahrs. 
Nachdem auch die Kantone das Stimmrechtsalter 18 eingeführt haben, gilt die-
ses auf allen Staatsebenen. Heute wäre es vor dem Hintergrund der Allgemein-
heit des Stimmrechts und der Rechtsgleichheit kaum zu vertreten, wenn das 
Stimmrecht wiederum nach oben differenziert würde. Es ist einzig denkbar, dass 
für ganz bestimmte Ämter eine höhere Altersgrenze für das Passivwahlrecht 
verankert würde. In der Schweiz haben solche Regelungen kaum Tradition (vgl. 
aber § 46 Abs. 5 KV SZ, wonach für die Wahl in den Regierungsrat das erfüllte 
25. Altersjahr erforderlich ist), man vertraut eher der politischen Vernunft der 
Bürger als einer starren und damit immer auch diskriminierenden Regelung (in 
den USA werden höhere Altersgrenzen für bestimmte Ämter gesetzt, so für Re-
präsentanten, vgl. U.S. Const. Art. I sec. 2 cl. 2 [25 Jahre], Art. I sec. 3 cl. 3 für 
Senatoren [30 Jahre], Art. II sec. 3 cl. 4 für den Präsidenten [35 Jahre]). 
Seit Jahren wird die Senkung des Stimmrechtsalters diskutiert. 1991 und 1992 
wurde in vielen Kantonen und im Bund (Abstimmung vom 3. März 1991;  
BBl 1991 II 644) das Stimmrechtsalter sozusagen als Geschenk aus Anlass der 
700-Jahr-Feier auf 18 Jahre gesenkt, nachdem 1979 noch eine entsprechende 
Bundesvorlage scheiterte. 1983 schlug der Philosoph HANS SANER das Stimm-
rechtsalter 0 Jahre vor. Als Gründe für das Kinderstimmrecht nannte er die Be-
troffenheit der Kinder von der Politik, die stärkere politische Gewichtung der 
Familie und ein Ernstnehmen der Kinder (Die Herde der Heiligen Kühe und ihre 
Hirten, 2. Aufl., Basel 1990, 16–20). Der Vorschlag hat, so utopisch er auf den 
ersten Blick klingt, einiges für sich. Trotz vereinzelter politischer Anstrengungen 
für das Kinderstimmrecht hatte diese Idee bislang politisch keine Chance.  
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Immerhin wird eine weitere Senkung des Stimmrechtsalters diskutiert. Im Bund 
ist im Jahr 2000 die parlamentarische Initiative Ursula Wyss «Stimmrechtsalter 
16» vom 7. Dezember 1999 (99.457) im NR gescheitert (AB N 2000 495 ff., 
zurückgezogen). Die Senkung des Stimmrechtsalters auf 16 Jahre ist in einzel-
nen Landeskirchen bereits realisiert (z.B. röm.-kath. Landeskirche AG), und 
2007 befindet die Glarner Landsgemeinde über das Aktiv- (nicht aber Passiv-) 
Stimmrechtsalter 16 Jahre (vgl. NZZ vom 12. August 2006, 14). Als Alternative 
zum Stimmrechtsalter 16 wird auch die sog. Jugendmotion oder der Jugendan-
trag in Betracht gezogen, die als ein Antrag eines Quorums von Jugendlichen an 
das Parlament gelten. Das Thema einer weiteren Senkung des Stimmrechtsalters 
wird auf der politischen Agenda bleiben; dessen Durchführung bedingte auf 
Bundesebene eine Revision von Art. 136, die wegen des obsoleten Stimm-
rechtsausschlusses (vgl. hinten, Rz. 9) ohnehin angezeigt wäre. 
3. Keine Entmündigung (in ZGB-Revision geplant: keine 
umfassende Beistandschaft) 
Die Verfassung hat die bisher in Art. 2 BPR (i.d.F. bis 31. Dezember 2002, 
AS 1978 1694) enthaltenen Ausschlussgründe von den politischen Rechten in  
Abs. 1 selbst formuliert: Ausgeschlossen ist, wer infolge «Geisteskrankheit oder 
Geistesschwäche» nach Art. 369 Abs. 1 ZGB entmündigt ist. Der Gesetzgeber 
hatte anschliessend die gesetzliche Regelung in Art. 2 BPR aufgehoben (AS 
2002 3193). Früher war auch der Ausschluss von der Stimmberechtigung auf 
Bundesebene wegen Verbüssung eines schweren Verbrechens gesetzlich vorge-
sehen. Die Wiedereinführung einer derartigen Regelung bedürfte nunmehr einer 
Verfassungsänderung durch Ergänzung der in Abs. 1 abschliessend aufgezählten 
Ausschlussgründe (vgl. Prot. VK-N Sub 1 vom 23. April 1997; vgl. auch AB N 
Verfassungsreform 45). Der Verfassungsgeber scheint davon auszugehen, dass 
bei Entmündigung infolge Geisteskrankheit oder Geistesschwäche «das erforder-
liche Minimum an politischer Urteilsfähigkeit für die Ausübung des Stimmrechts 
nicht mehr gegeben ist» (Botsch. VE 96, 359). Dem ist entgegenzuhalten, dass in 
der Praxis oftmals geistig behinderte Personen nicht entmündigt werden, weil 
diese Massnahme nicht erforderlich erscheint (RYSER-ZWYGART, Psychiatrische 
Betreuung, 242 f.). Damit entsteht eine faktisch ungleiche Behandlung zwischen 
den behinderten Personen, die sachlich nicht zu begründen ist. Die Lösung des 
Kantons Tessin gemäss Art. 27 Abs. 2 KV TI (ebenso Art. 37 Abs. 2 KV NE, 
Art. 74 Abs. 2 KV VD) ist sachgerechter und stärker auf den Zweck des Stimm-
rechtsausschlusses bezogen: Zunächst steht auch den psychisch kranken Men-
schen grundsätzlich das kantonale Stimm- und Wahlrecht zu. Die politischen 
Rechte können nur entzogen werden, wenn dem Betreffenden die Urteilsfähig-
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(Art. 11 Abs. 1 Legge sull’esercizio dei diritti politici del 7 ottobre 1998 
[RL 1.3.1.1]; vgl. zur früheren, materiell gleichen Rechtslage der Legge sull’as-
sistenza sociopsichiatrica del 26 gennaio 1983 RYSER-ZWYGART, Psychiatrische 
Betreuung, 242). Ein derartiger Ausschluss vom Stimmrecht auch auf Bundes-
ebene wäre sachgerecht und würde die Rechtsgleichheit besser wahren, aller-
dings ist er mit dem geltenden Verfassungsrecht, das unzweckmässigerweise auf 
Art. 369 ZGB verweist, nicht vereinbar. 
Die geplante Revision des Vormundschaftsrechts möchte den pejorativen Aus-
druck der Entmündigung wegen «Geisteskrankheit oder Geistesschwäche» ganz 
streichen. Die Entmündigung wird es nicht mehr geben, sie wird in der Sache 
durch die «umfassende Beistandschaft» ersetzt werden (Botsch. zur Änderung 
des Schweizerischen Zivilgesetzbuches [Erwachsenenschutz, Personen- und 
Kindesrecht] vom 28. Juni 2006, BBl 2006 7003, 7109). Abs. 1 Satz 1 betreffend 
Stimmrechtsausschluss wird mittels einer Revision von Art. 2 BPR neu interpre-
tiert: Als vom Stimmrecht ausgeschlossen im Sinne von Abs. 1 Satz 1 gelten 
Personen, «die wegen dauernder Urteilsunfähigkeit unter umfassender Beistand-
schaft stehen oder durch eine vorsorgebeauftragte Person vertreten werden» 
(Art. 2 E-BPR, BBl 2006 7182). Dieses behelfsmässige Vorgehen vermeidet eine 
Revision von Art. 136 Abs. 1, der aber im Grunde genommen geändert werden 
sollte. 
4. Rechtsfolge erfüllter Stimmrechtsvoraussetzungen: 
Registereintrag 
Sind die drei Voraussetzungen der politischen Stimmberechtigung erfüllt (vorne, 
Ziff. 1–3), so muss die berechtigte Person in das Stimmregister der Wohnge-
meinde (Art. 3 Abs. 1 BPR) eingetragen werden. Diese Eintragung ist eine ver-
fahrensrechtliche Voraussetzung für die Stimmrechtsausübung und daher von 
grosser Bedeutung. Deshalb ist das Stimmregister für die Stimmberechtigten 
öffentlich (Art. 4 Abs. 3 BPR), und falsche Eintragungen können letztinstanzlich 
beim BGer angefochten werden (Art. 77 Abs. 1 Bst. a und Art. 80 BPR; vgl. zum 
Stimmregister HANGARTNER/KLEY, Demokratische Rechte, Rz. 152 ff.). 
III. Allgemeinheit des Stimmrechts und Gleichheit der 
politischen Pflichten (Abs. 1 Satz 2) 
Abs. 1 Satz 2 legt in Übereinstimmung mit Art. 25 UNO-Pakt II den Grundsatz 
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politisch gleichberechtigt. Dieser Grundsatz wird allerdings durch das fehlende 
Ausländerstimmrecht sowie die verwendeten Wahlsysteme eingeschränkt. Beim 
Wahlsystem führt bei der Nationalrats- und vor allem der Ständeratswahl die 
Bezeichnung der Kantone als Wahlkreise (Art. 149 Abs. 3, Art. 150) zu erhebli-
chen Verzerrungen der Stimmengleichheit der Bürger. Bei der Nationalratswahl 
vermag überdies die Kleinheit einzelner Wahlkreise den Proporzeffekt weit-
gehend rückgängig zu machen. Diese Verzerrungen sind indessen systemimma-
nent und lassen sich nur durch eine Reform des Wahlverfahrens und damit eine 
Revision der BV vermindern. 
Historisch zu erklären ist die Erwähnung der Gleichheit der politischen Pflich-
ten. Darunter sind die Stimmpflicht, allenfalls verbunden mit einer Sanktion 
(sog. Stimmzwang), und die Nebenämterpflicht (sog. Amtszwang) zu verstehen 
(vgl. ANDREAS KLEY, Grundpflichten Privater im schweizerischen Verfassungs-
recht, Diss., St. Gallen 1989, 189 ff.). Weder die BV noch das BPR sehen poli-
tische Pflichten vor. Im Bund ist anlässlich der Einführung des Proportional-
wahlgesetzes 1919 versucht worden, den Stimmzwang einzuführen. Wegen der 
grossen Opposition in der Bevölkerung kam der NR auf diesen Beschluss zurück 
(Botsch. betreffend die Wahl des Nationalrates nach dem Grundsatze der Propor-
tionalität vom 26. November 1918, BBl 1918 V 12 ff., 122 f. Vgl. dazu die Ver-
handlungen in den Räten Sten. Bull. [NR] 1918 494 ff., 548 ff.; 1919, 178 ff.; 
Sten. Bull. [StR] 1919 39 f., 63 ff.), und seither sind derartige Bemühungen un-
terblieben. Aber immerhin sind die Kantone befugt, die Stimmpflicht auch für 
Bundesabstimmungen vorzusehen und gegebenenfalls zu sanktionieren, denn 
Art. 83 BPR behält kantonales Recht vor. Dies ist etwa der Fall im Kanton 
Schaffhausen, der nach wie vor einen allgemeinen Stimmzwang bis zum 
65. Altersjahr kennt, den Säumigen die Bezahlung von drei Franken auferlegt 
und daher stets eine relativ hohe Stimmbeteiligung auch bei Bundesabstimmun-
gen und Nationalratswahlen aufweist (vgl. Art. 9 Wahlgesetz SH vom 15. März 
1904 [SHR 160.100]. Vgl. z.B. auch den Ber. an den Nationalrat über die Natio-
nalratswahlen für die 47. Legislaturperiode vom 5. November 2003, BBl 2003 
7429 ff., 7562: 63,2 Prozent Wahlbeteiligung im Kanton Schaffhausen [Maxi-
mum aller Kantone] gegenüber 45,4 Prozent im gesamtschweizerischen Durch-
schnitt). Falls die Kantone politische Pflichten einführen, müssen sie rechts-
gleich ausgestaltet sein. Dies ergibt sich aber bereits aus Art. 8. Insofern fügt 
diese Bestimmung nichts hinzu. 
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IV. Einzelne politische Rechte (Abs. 2) 
Abs. 2 hat einen informatorischen Charakter, indem er den Inhalt der durch 
Abs. 1 vermittelten politischen Rechte aufzählt, die den Zugang zu folgenden 
politischen Institutionen ermöglichen: die Wahl in den NR (Art. 149; in der  
VK-N wurde diskutiert, ob auch die Stimmberechtigung für die Ständeratswah-
len durch den Bund geregelt werden solle, schliesslich sei der StR ein Organ des 
Bundes. Dabei wurde aber festgestellt, dass eine derartige Normierung weit über 
die Idee der Nachführung der Verfassungswirklichkeit hinausginge, vgl. Prot. 
VK-N Sub 1 vom 23. April 1997.), Teilnahme an den in Art. 138–141 genannten 
Abstimmungen, Unterzeichnung der Initiativen nach Art. 138 Abs. 1 und 
Art. 139 Abs. 1, Unterzeichnung der Referendumsbögen gemäss Art. 141 Abs. 1. 
Der informatorische Charakter des Abs. 2 macht es nötig, dass dessen Aufzäh-
lung der Rechte mit der normativen Verankerung der einzelnen Rechte in der 
Verfassung übereinstimmt. Wird ein neues politisches Recht der Stimmberech-
tigten eingeführt (etwa Gesetzesinitiative oder konstruktives Gesetzesreferen-
dum), indem dessen Voraussetzungen und Modalitäten in einem eigenen Verfas-
sungsartikel normiert werden, so muss auch die Aufzählung des Abs. 2 ergänzt 
werden. Schliesslich hat die Aufzählung des Abs. 2 zusammen mit der normati-
ven Verankerung der entsprechenden politischen Rechte in der Verfassung den 
Sinn, die Verfassungswürdigkeit aller politischen Rechte zu zeigen: Neue politi-
sche Rechte dürfen nur durch Verfassungsrevision, nicht aber durch blosse Ge-
setzgebung eingeführt werden. 
Die Volksrechtsreform von 2003 ändert die Aufzählung von Abs. 2 nicht, da 
lediglich die Volksinitiative in der Form der allgemeinen Anregung (Art. 139 
[alt] Abs. 2 und 4) durch die allgemeine Volksinitiative (Art. 139a [Volksrechts-
reform]) ersetzt wird. 
 
13 
14 
15 
